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Antrag 

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Michael Busch, Horst Arnold, Klaus Adelt, 
Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Dr. Simone 
Strohmayr, Margit Wild, Martina Fehlner, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Ruth 
Müller SPD 

„Ausbildungsoffensive Pflege“ auch in Bayern zügig umsetzen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Gesundheit und Pflege zeitnah 
über ihre Vorhaben im Rahmen der „Ausbildungsoffensive Pflege“ zu berichten.  

Die Staatsregierung soll dabei insbesondere auf folgende Fragen eingehen: 

1. Verfügt Bayern nach Auffassung der Staatsregierung über ausreichend Ausbil-
dungsplätze für die Pflegeberufe, um den steigenden künftigen Bedarf zu decken? 
Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Bereitstellung einer ausreichen-
den Anzahl an Ausbildungsplätzen? 

2. Welche Auffassung vertritt die Staatsregierung im Hinblick auf ihre Pflicht, die In-
vestitions- und Mietkosten der Pflegeschulen zu tragen, die nicht aus dem Aus-
gleichsfonds refinanzierbar sind? Wird die Staatsregierung diese Kosten überneh-
men? 

3. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung im Hinblick auf eine wirkungsvolle 
Zusammenarbeit der Träger der praktischen Ausbildung und der Pflegeschulen er-
greifen? Welche Regelungen plant die Staatsregierung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV)? Welche 
Maßnahmen plant die Staatsregierung im Hinblick auf die Förderung der Zusam-
menarbeit der verschiedenen Lernorte auf regionaler Ebene? 

4. Wie wird die Staatsregierung darauf hinwirken, dass die Pflegeschulen ausreichend 
qualifiziertes Lehrpersonal zur Umsetzung des Pflegeberufereformgesetzes vorhal-
ten? Welche Position vertritt die Staatsregierung im Hinblick auf Standards für die 
Qualifikation von Lehrkräften an Pflegeschulen? 

5. Wie sollen nach Auffassung der Staatsregierung die vor dem 01.01.2020 nach den 
bisherigen Vorschriften des Krankenpflegegesetzes und des Altenpflegegesetzes 
begonnenen Pflegeausbildungen in die neuen Ausbildungsnormen nach § 66 Pfle-
geberufereformgesetz übergeleitet werden? 

6. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung zur Bereitstellung einer bedarfsge-
rechten Anzahl von Studienplätzen für die hochschulische Pflegeausbildung ergrei-
fen? Wie wird die Staatsregierung auf eine ausreichende Anzahl von Studienplätzen 
in der Pflegepädagogik hinwirken? 

7. Wie wird die Staatsregierung die Träger der praktischen Ausbildung und ihre Ver-
bände dabei unterstützen, die Pflegeberufe in den allgemeinbildenden Schulen vor-
zustellen und bekannt zu machen? 
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8. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung ergreifen, um den Schülerinnen und 
Schülern der Pflegeschulen den Zugang zu den schulpsychologischen Diensten der 
Kommunen zu eröffnen? Wie bewertet die Staatsregierung die Einrichtung einer 
Ombudsstelle zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Auszubildenden und Trä-
gern der praktischen Ausbildung? 

9. Wie bewertet die Staatsregierung die Berücksichtigung von Ausbildungsleistungen, 
die im Laufe einer nicht erfolgreich abgeschlossenen Fachkraftausbildung erbracht 
wurden, im Rahmen der landesrechtlichen Pflegehelfer- und Pflegeassistenzausbil-
dung? Wie kann nach Auffassung der Staatsregierung die Pflegehelfer- und Fach-
kraftausbildung so gestaltet werden, dass bei erfolgreichem Abschluss der Helfer-
ausbildung der nahtlose Übergang in die Pflegefachkraftausbildung möglich ist? 
Wie kann nach Auffassung der Staatsregierung durch eine Modularisierung der Hel-
fer-, Assistenz- und Fachkraftausbildung in der Pflege die Durchlässigkeit zwischen 
den einzelnen Bildungsgängen auch über Ländergrenzen hinweg erhöht und die 
Weiterqualifizierung erleichtert werden? 

10. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um berufserfahrenen Pflegefach-
personen einen fachgebundenen Hochschulzugang zu ermöglichen? 

 

 

Begründung: 

Am 28.01.2019 haben die zuständigen Bundesministerinnen die Vereinbarung für eine 
Ausbildungsoffensive in der Pflege der Öffentlichkeit vorgestellt. Diese Vereinbarung ist 
das Ergebnis der Arbeitsgruppe 1 der „Konzertierten Aktion Pflege“. Dieser im Koaliti-
onsvertrag auf Bundesebene vereinbarte Diskussionsprozess zwischen Bundes- und 
Länderregierungen, Arbeitgebern und Gewerkschaften, Wohlfahrts- und Betroffenen-
verbänden, Kirchen und Krankenkassen umfasst u. a. eine Ausbildungsoffensive, An-
reize für eine bessere Rückkehr von Teil- in Vollzeit, ein Wiedereinstiegsprogramm, 
eine bessere Gesundheitsvorsorge für die Beschäftigten sowie eine Weiterqualifizie-
rung von Pflegehelferinnen und Pflegehelfern zu Pflegefachkräften. In der nun vorlie-
genden Vereinbarung für eine Ausbildungsoffensive in der Pflege verpflichten sich die 
Partnerinnen und Partner der Konzertierten Aktion zu konkreten Maßnahmen zur Um-
setzung des Pflegeberufereformgesetzes sowie der PflAPrV und der Pflegeberufe-Aus-
bildungsfinanzierungsverordnung (PflAFinV). Außerdem sollen mehr Menschen für eine 
Ausbildung in der Pflege geworben und die Ausbildungsqualität gestärkt werden. Mit 
dem vorliegenden Antrag wird die Staatsregierung aufgefordert, über ihre Pläne zur 
Umsetzung der Ausbildungsoffensive Pflege zu berichten. 

Die Sicherung der personellen Grundlage für eine gute professionelle Pflege ist eine 
der wesentlichen gesellschaftspolitischen Aufgaben der nächsten Jahre. Gut ausgebil-
dete Pflegefachpersonen sind für die Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen 
Pflege eine der wichtigsten Voraussetzungen. Bereits heute ist nach den Zahlen der 
Bundesagentur für Arbeit für den gesamten Pflegebereich von einem bundesweiten 
Fachkräftemangel auszugehen: Auf 100 offene Stellen kommen in der Altenpflege 26 
und in der Krankenpflege und Kinderkrankenpflege 60 als arbeitsuchend gemeldete 
Pflegefachpersonen. Durch die demografische und soziale Entwicklung wird sich ins-
besondere in der Altenpflege der Personalbedarf weiter erhöhen. Der wachsende Be-
darf an Fachpersonen in der Pflege kann nur gedeckt werden, wenn zahlreiche Men-
schen aller Altersgruppen für eine Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz gewonnen 
und in der Ausbildung gehalten werden können. Mit dem Pflegeberufereformgesetz ist 
ein wichtiger Schritt getan, die Pflege als Beruf attraktiv und zukunftssicher aufzustellen. 
Die durch das Pflegeberufegesetz eingeführten neuen Pflegeausbildungen bieten Kran-
kenhäusern und Pflegeeinrichtungen die Chance auf umfassend ausgebildete Fachper-
sonen. Wettbewerbsnachteile für ausbildende Einrichtungen gegenüber nicht ausbil-
denden Einrichtungen werden durch ein bundeseinheitliches, jeweils auf Länderebene 
organisiertes und bereichsübergreifendes Umlageverfahren beseitigt. Insbesondere 
Pflegeschulen, Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen profitieren von den vorgesehe-
nen qualitativen Verbesserungen der Ausbildung sowie einer umfassenden Refinanzie-
rung der Ausbildungskosten ohne Begrenzung der Ausbildungsplätze. Ausbildung in 
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der Pflege findet auf der Grundlage von Kooperationsverträgen an verschiedenen Lern-
orten statt: in Krankenhäusern, in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen und 
an Pflegeschulen sowie in weiteren zur Vermittlung von Ausbildungsinhalten geeigne-
ten Einrichtungen. Deren organisatorische, inhaltliche und pädagogische Zusammen-
arbeit ist entscheidend für das Gelingen und die Qualität der Ausbildung. Die Umstel-
lung auf die neuen Pflegeausbildungen und die Weiterentwicklungen des Arbeitsfelds 
Pflege stellen die Pflegeschulen vor besondere Aufgaben. Mit dem Pflegeberufegesetz 
wird die Finanzierung der Pflegeschulen auf eine neue Grundlage gestellt. Daran an-
knüpfend sind weitere Anstrengungen erforderlich, um auch aufseiten der Pflegeschu-
len den Übergang zu den neuen Ausbildungen zu sichern. Mit der Einführung eines 
primärqualifizierenden Pflegestudiums werden neue Zielgruppen für eine Ausbildung in 
der Pflege angesprochen. Hochschulisch ausgebildete Pflegefachpersonen stärken die 
Qualität in der Pflege durch erweiterte, in der wissenschaftlichen Ausbildung vermittelte 
Kompetenzen. Die Möglichkeit einer Bildungskarriere innerhalb des gewählten Berufs-
felds macht den Einstieg in die Pflege attraktiv und fördert die berufliche Verweildauer.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Michael Busch, Horst Arnold u.a. 
SPD 
Drs. 18/281 

"Ausbildungsoffensive Pflege" auch in Bayern zügig umsetzen! 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Im Einleitungssatz werden die Wörter „im Ausschuss“ durch die Wörter „dem 
Ausschuss“ ersetzt. 

2. Es wird folgende Ziffer 11 angefügt:  

„11. Wie wird die Staatsregierung die Darstellung des Berufsbildes der profes-
sionellen Pflege in Zukunft nach außen tragen und dafür Werbung machen?“ 

Berichterstatterin: Ruth Waldmann 
Mitberichterstatterin: Barbara Becker 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen, der Aus-
schuss für Bildung und Kultus und der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 4. Sitzung am 12. Feb-
ruar 2019 beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. enthaltenen Änderungen 
Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
9. Sitzung am 14. März 2019 mitberaten und e i n s t im m i g  der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Bildung und Kultus hat den Antrag in seiner 5. Sitzung  
am 14. März 2019 mitberaten und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

5. Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst hat den Antrag in seiner 8. Sitzung 
am 20. März 2019 mitberaten und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Michael Busch, Horst Arnold, Klaus 
Adelt, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Dr. Simone 
Strohmayr, Margit Wild, Martina Fehlner, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Ruth 
Müller SPD 

Drs. 18/281, 18/1260 

„Ausbildungsoffensive Pflege“ auch in Bayern zügig umsetzen! 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege zeit-
nah über ihre Vorhaben im Rahmen der „Ausbildungsoffensive Pflege“ zu berichten.  

Die Staatsregierung soll dabei insbesondere auf folgende Fragen eingehen: 

1. Verfügt Bayern nach Auffassung der Staatsregierung über ausreichend Ausbil-
dungsplätze für die Pflegeberufe, um den steigenden künftigen Bedarf zu decken? 
Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Bereitstellung einer ausreichen-
den Anzahl an Ausbildungsplätzen? 

2. Welche Auffassung vertritt die Staatsregierung im Hinblick auf ihre Pflicht, die In-
vestitions- und Mietkosten der Pflegeschulen zu tragen, die nicht aus dem Aus-
gleichsfonds refinanzierbar sind? Wird die Staatsregierung diese Kosten überneh-
men? 

3. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung im Hinblick auf eine wirkungsvolle 
Zusammenarbeit der Träger der praktischen Ausbildung und der Pflegeschulen er-
greifen? Welche Regelungen plant die Staatsregierung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV)? Welche 
Maßnahmen plant die Staatsregierung im Hinblick auf die Förderung der Zusam-
menarbeit der verschiedenen Lernorte auf regionaler Ebene? 

4. Wie wird die Staatsregierung darauf hinwirken, dass die Pflegeschulen ausreichend 
qualifiziertes Lehrpersonal zur Umsetzung des Pflegeberufereformgesetzes vorhal-
ten? Welche Position vertritt die Staatsregierung im Hinblick auf Standards für die 
Qualifikation von Lehrkräften an Pflegeschulen? 

5. Wie sollen nach Auffassung der Staatsregierung die vor dem 01.01.2020 nach den 
bisherigen Vorschriften des Krankenpflegegesetzes und des Altenpflegegesetzes 
begonnenen Pflegeausbildungen in die neuen Ausbildungsnormen nach § 66 Pfle-
geberufereformgesetz übergeleitet werden? 

6. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung zur Bereitstellung einer bedarfsge-
rechten Anzahl von Studienplätzen für die hochschulische Pflegeausbildung ergrei-
fen? Wie wird die Staatsregierung auf eine ausreichende Anzahl von Studienplätzen 
in der Pflegepädagogik hinwirken? 
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7. Wie wird die Staatsregierung die Träger der praktischen Ausbildung und ihre Ver-
bände dabei unterstützen, die Pflegeberufe in den allgemeinbildenden Schulen vor-
zustellen und bekannt zu machen? 

8. Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung ergreifen, um den Schülerinnen und 
Schülern der Pflegeschulen den Zugang zu den schulpsychologischen Diensten der 
Kommunen zu eröffnen? Wie bewertet die Staatsregierung die Einrichtung einer 
Ombudsstelle zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Auszubildenden und Trä-
gern der praktischen Ausbildung? 

9. Wie bewertet die Staatsregierung die Berücksichtigung von Ausbildungsleistungen, 
die im Laufe einer nicht erfolgreich abgeschlossenen Fachkraftausbildung erbracht 
wurden, im Rahmen der landesrechtlichen Pflegehelfer- und Pflegeassistenzausbil-
dung? Wie kann nach Auffassung der Staatsregierung die Pflegehelfer- und Fach-
kraftausbildung so gestaltet werden, dass bei erfolgreichem Abschluss der Helfer-
ausbildung der nahtlose Übergang in die Pflegefachkraftausbildung möglich ist? 
Wie kann nach Auffassung der Staatsregierung durch eine Modularisierung der Hel-
fer-, Assistenz- und Fachkraftausbildung in der Pflege die Durchlässigkeit zwischen 
den einzelnen Bildungsgängen auch über Ländergrenzen hinweg erhöht und die 
Weiterqualifizierung erleichtert werden? 

10. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um berufserfahrenen Pflegefach-
personen einen fachgebundenen Hochschulzugang zu ermöglichen? 

11. Wie wird die Staatsregierung die Darstellung des Berufsbilds der professionellen 
Pflege in Zukunft nach außen tragen und dafür Werbung machen? 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 3)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 8 der Liste. Dies ist der Antrag 

der Abgeordneten Rauscher, Fehlner, Halbleib und anderer (SPD) betreffend "Für ein 

buntes Bayern jetzt – 1 – Endlich Landesprogramm für Akzeptanz und Vielfalt vorle-

gen!" auf Drucksache 18/237, der auf Antrag der SPD-Fraktion einzeln beraten wer-

den soll. Der Aufruf erfolgt am Ende der Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der FREIEN WÄHLER, der CSU, der FDP und der 

AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Ich sehe keine. Der Abgeordnete 

Swoboda (fraktionslos) ist nicht anwesend. Die Frage, ob er sich einem Fraktionsvo-

tum und welchem Fraktionsvotum er sich anschließen will, erübrigt sich damit. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.
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